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Unabhängige Patientenberatung Deutschland (UPD) 

Weiterentwicklung der Informations- und Beratungsangebote 

für Versicherte, Patientinnen und Patienten und ihre Angehörigen 

-Positionspapier vom 30.01.2014- 

 

 

Die Unabhängige Patientenberatung gehört nach der Neugestaltung des § 65 b SGB V seit 
2011 zum Regelangebot der Gesetzlichen Krankenversicherung. Über eine europaweite 
Ausschreibung wurden die bisherigen Gesellschafter der Unabhängigen Patientenberatung 
Deutschland gGmbH (UPD) erneut mit der Umsetzung betraut. Die Gesellschafter der UPD 
gGmbH - der Sozialverband VdK Deutschland e.V., der Verbraucherzentrale Bundesverband 
e.V. und der Verbund unabhängige Patientenberatung e.V.- bringen ihre in zwei Modellpha-
sen des § 65 b SGB V gewonnenen Erfahrungen und ihre Potentiale als gemeinnützige und 
von den Interessen der Leistungserbringer und Kostenträger im Gesundheitswesen unab-
hängige Organisationen ein. Alle drei Gesellschafter gehören selbst oder mit ihren wesentli-
chen Mitgliedern zu den nach § 140 f und g SGB V ausgewiesenen maßgeblichen Organisa-
tionen zur Wahrnehmung der Interessen der Patientinnen und Patienten und sind nach § 1 
Nr. 6 der Patientenbeteiligungsverordnung als unabhängig und neutral ausgewiesen. Auch 
die Träger der regionalen und überregionalen UPD-Informations- und Beratungsangebote 
sind gemeinnützige und unabhängige Organisationen. 

Zur Umsetzung des innovativen Beratungsangebots bedarf es sowohl erfahrener und regio-
nal verankerter Organisationsstrukturen als auch einer starken zentralen fachlichen und ad-
ministrativen Steuerung. Der Verbund aus UPD gGmbH mit einer zentralen Bundesge-
schäftsstelle, regional getragenen Beratungsstellen und themenspezifischen Kompetenzstel-
len hat sich als Struktur im Rahmen der zweiten Modellphase bewährt und wurde deshalb in 
die Regelversorgung überführt. Ziel ist nun die institutionelle Konsolidierung mit einem be-
darfsgerechten Ausbau zu verbinden (s. auch Sondergutachten 2012 des Sachverständigen-
rates zur Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen, Langfassung S.110/111). 

 

I. Information, Beratung, Begleitung: Die UPD als Lotse im Gesundheitssystem 

Die Unabhängige Patientenberatung Deutschland steht allen Bürgerinnen und Bürgern offen, 
die Orientierungshilfen innerhalb des Gesundheitssystems brauchen, in Konflikt mit Organi-
sationen und Akteuren des Gesundheitswesens geraten oder eine von Partikularinteressen 
unabhängige Information, Beratung oder Unterstützung wünschen. 

Ein unabhängiges Beratungsangebot im Gesundheitswesen bietet nicht nur Bürgerinnen und 
Bürgern individuelle Unterstützung, sondern realisiert auch aus Sicht des Gesetzgebers ei-
nen gesamtgesellschaftlichen Nutzen auf mehreren Ebenen: 
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Patientenkompetenz und -souveränität: Unabhängige Beratung stärkt die gesundheitliche 
und verfahrensbezogene Kompetenz der Ratsuchenden, indem sie Orientierungshilfen, we-
sentliche Informationen bei medizinisch-gesundheitlichen und rechtlichen Fragen bietet und 
Auswahl- und Entscheidungsmöglichkeiten aufzeigt. Die UPD ist damit eine wichtige Stütze 
für Patientinnen und Patienten sowie für Versicherte und Selbstzahler in dem immer unüber-
sichtlicher werdenden - europäischen -  Gesundheitsmarkt. 

Gesundheitsbezogene Chancengleichheit: Unabhängige Beratung vermindert ungleiche 
Gesundheitschancen, weil sie für sozial benachteiligte Menschen besondere Hilfestellung 
beim direkten Zugang zu den richtigen Anlaufstellen bietet, Barrieren abmildert und die Ziel-
genauigkeit der Angebote stärkt. Individuelle Unterstützung reduziert Ängste und stärkt die 
Fähigkeit, mit Krankheit umzugehen, das Gesundheitssystem angemessen zu nutzen und 
am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. 

Systemverständnis: Die Erläuterung gesetzlicher Regelungen im individuellen Kontext er-
höht das Systemverständnis der Nutzerinnen und Nutzer. Unabhängige Beratung im Zu-
sammenspiel mit Beratungsangeboten der Selbsthilfe, der Ärzteschaft und der Krankenkas-
sen fördert das Vertrauen der Nutzerinnen und Nutzer in die grundlegenden Regelungen, 
Institutionen und Verfahren des Gesundheitswesen und entlastet andere Akteure durch Es-
kalationsprävention, Konfliktlösung und die Vermeidung langwieriger juristischer Auseinan-
dersetzungen. 

Versorgungsqualität: Unabhängige Patientenberatung verbessert die Gesundheitsversor-
gung durch verkürzte Suchprozesse und die Übernahme einer Lotsenfunktion im Gesund-
heitswesen, einer Filterfunktion für verlässliche Gesundheitsinformationen und einer Seis-
mographenfunktion zur Erkennung von Problemlagen der Patientinnen und Patienten im 
Gesundheitswesen. Für die Erfassung und Analyse eingehender Beschwerden und die 
Rückmeldung in das Gesundheitssystem ist die UPD durch ihre Unabhängigkeit von anderen 
Akteuren des Gesundheitswesens besonders glaubwürdig. 

Effizienz: Unabhängige Beratung führt nicht nur zu einer gezielteren Nutzung von Gesund-
heits- und Beratungsleistungen, sondern es ist auch von finanziellen Einsparungen auszu-
gehen, insbesondere durch angemessene Auswahlentscheidungen, Vermeidung von Mehr-
kosten durch Über-, Unter- oder Fehlversorgung oder Konflikteskalation. 

 

II. Die UPD in der Regelversorgung – ein kontinuierlicher Optimierungsprozess 

Der Ausbau des bundesweiten UPD-Verbundes von Angeboten unabhängiger Patientenbe-
ratung ist mit der Regelversorgung in eine Phase der Konsolidierung eingetreten. Insbeson-
dere die Bereitstellung von Patienteninformationen und Beratungsmaterialien über das Inter-
net und im Extranet werden weiter ausgebaut. Neu implementiert wurde das vom Verband 
der Privaten Krankenversicherungen (PKV) finanzierte Modul „fremdsprachliche Beratung 
von Migrantinnen und Migranten“, das Information und Beratung in türkischer und russischer 
Sprache anbietet. 

Mit der regelmäßigen Berichterstattung an den Patientenbeauftragten der Bundesregierung 
(„Seismographenbericht“) hat die UPD außerdem einen neuen gesetzlichen Auftrag erhal-
ten. Die Bundesgeschäftsstelle der UPD hat mit dem zuständigen internen Arbeitskreis, den 
UPD-Fachredaktionen und dem IGES-Institut unter hohem Zeitdruck das fachliche Konzept 
für die neue Beratungsdokumentation fertiggestellt. Die Erhebung der Daten konnte im Früh-
jahr 2012 beginnen und der erste Bericht ist am 1.7.2013 an den Patientenbeauftragten der 
Bundesregierung übergeben worden. Der Bericht fand in der Politik, in den Medien und in 
den Verbänden des Gesundheitswesens eine hohe Aufmerksamkeit. 
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In einem standardisierten UPD-Basis-Curriculum für allgemeine Beratungskompetenzen 
werden den Beraterinnen und Beratern zukünftig grundlegende und kompetenzfeldübergrei-
fende Kenntnisse und methodische Fähigkeiten vermittelt. Dies hilft bei der Einarbeitung 
neuer Beraterinnen und Berater und sichert die Beratungsqualität der UPD. 

Um einen besseren Transfer der Methoden und Arbeitsweisen der evidenzbasierten Me-
dizin zu erreichen wird die Kooperation der UPD mit dem IQWiG durch ein auf zwei Jahre 
befristetes Projekt intensiviert. 

Zur Qualitätssicherung und –entwicklung führt das IGES-Institut im Rahmen der Begleit-
forschung eine verbundweite Nutzerbefragung und verdeckte Kundenbefragungen durch. 
Auch die UPD-Bundesgeschäftsstelle wird zusätzlich anlassbezogene Hidden-Client-Tests 
einsetzen, um die Einhaltung von Beratungsstandards zu überprüfen. Ziel ist neben der Qua-
litätssicherung auch die Etablierung einer konstruktiven Fehlerkultur, um Prozesse, Struktu-
ren und Ergebnisse der Beratung zu evaluieren und bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. 

 

III. Zielsetzungen für eine Weiterentwicklung der UPD  

Als Angebot der Regelversorgung muss es das Ziel der Unabhängigen Patientenberatung 
sein, für möglichst alle Ratsuchenden den barrierefreien Zugang zu qualitativ hochwertiger 
unabhängiger Beratung zu gewährleisten. Folgende Ziele werden verfolgt:  

1. Gesicherte Beratung und einheitliche Beratungsqualität:   
In jedem Bundesland muss ein vergleichbares Angebot an qualitätsgesicherter Un-
abhängiger Patientenberatung vorhanden sein, um im Interesse der Nutzerinnen und 
Nutzer auch auf die regionalen Besonderheiten der deutschen Gesundheitsversor-
gung angemessen reagieren zu können. Alle Bürgerinnen und Bürger sollen einen 
gesetzlichen Anspruch auf dieses niederschwellig erreichbare, kostenfreie Informa-
tions-, Orientierungs- und Unterstützungsangebot haben. Dazu gehört sowohl ein flä-
chendeckendes Angebot von regionalen Beratungsstellen als auch der Erhalt und 
Ausbau von angemessenen bundesweiten Angeboten (z.B. bundesweite Hotline oder 
Online-Beratung). Bereits jetzt entstehen durch die kontinuierliche Steigerung der 
Nachfrage Kapazitätsprobleme. Nur die Hälfte aller Anrufversuche der Ratsuchenden 
beim bundesweiten Beratungstelefon erreicht derzeit eine/n UPD-Berater/in. Unab-
hängige Patientenberatung muss deshalb bedarfsgerecht ausgebaut werden. 

� Eine regionale UPD-Beratungsstelle sollte zukünftig im Regelfall drei qualifizierte 
Berater/-innen in Vollzeit für das medizinisch-gesundheitliche, juristische und psy-
chosoziale Kompetenzfeld sowie eine Organisationskraft halbtags beschäftigen. 

� Auch die überregionalen Kompetenzstellen für speziellen Beratungsbedarf (z.B. 
zu Arzneimitteln, Zahngesundheit, Hilfsmittel) sind bedarfsgerecht auszubauen. 

� Eine Ausweitung auf 31 regionale Beratungsstellen ist erforderlich, um eine Er-
reichbarkeit auch in den bisher nicht berücksichtigten Regionen in Deutschland 
mit einem Schlüssel von einer Beratungsstelle für ca. 2,5 Mio. Einwohner gewähr-
leisten zu können und einen möglichst wohnortnahen Zugang zu den regionalen 
Beratungsstellen sicherzustellen (evtl. weitere Standorte in Augsburg, Bremen, 
Dresden, Düsseldorf, Frankfurt aM, Freiburg, Koblenz, Münster, Ulm, Würzburg).  

2. Gesicherte Finanzierung, Struktur und Unabhängigkeit:    
 
Der Gesetzgeber hatte bereits im Jahr 2000 für die modellhafte Erprobung jährlich 5,1 
Mio. EUR zur Verfügung gestellt. Für die Regelversorgung steht weiterhin diese 
Summe zur Verfügung. Ein jährliches Finanzvolumen von mindestens 10 Mio. EUR 
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wäre jedoch zur nachhaltigen Bewältigung der bereits jetzt entstehenden Kapazitäts-
probleme notwendig. Damit könnten sowohl die Zahl der Beratungsstellen wie auch 
die Personalkapazitäten in den Beratungsstellen ausgebaut werden (s.o.), was zur 
Verdoppelung der Personalkosten für die Beratung führen würde. Eine Änderung der 
Finanz- und Projektverantwortung, die gegenwärtig beim Spitzenverband der Gesetz-
lichen Krankenversicherung liegt, ist für eine nachhaltige und unabhängige Finanzie-
rung und Struktur der UPD und öffentliche Kommunikation über die UPD wün-
schenswert. Wir favorisieren eine Finanzierung aus Beitragsmitteln unter der Regie 
des Bundesversicherungsamtes. Für eine langfristige Entwicklung der Unabhängigen 
Patientenberatung ist die auf fünf Jahre befristete Förderlaufzeit nach Ausschreibung 
problematisch. Insbesondere die in § 65 b SGB V vorgesehene Befristung behindert 
den kontinuierlichen Aufbau von personeller Kompetenz und den verlässlichen Be-
trieb der Patientenberatung. 

Folgende gesetzliche Anpassungen im § 65 b sollte der Gesetzgeber rechtzeitig 
vor Auslaufen des aktuellen Fördervertrages Ende 2015 realisieren: 

� Entsprechend der Regelung zur Förderung der Selbsthilfe (§ 20 SGB V) ist auch 
für die unabhängige Patientenberatung ein Pauschalbetrag pro Versicherten vor-
zusehen. Umgerechnet wäre mindestens ein Betrag von jährlich 0,15 EUR pro 
gesetzlich versicherte Person erforderlich (entspricht ca. 10,5 Mio. EUR jährlich). 

� Die PKV sollte sich entsprechend mit ca. 1,5 Mio. EUR jährlich beteiligen. 

� In den Folgejahren sind die Beträge entsprechend zu dynamisieren. 

� Die Befristung der Förderung der Unabhängigen Patientenberatung sollte mindes-
tens von fünf auf zehn Jahre erhöht und auf die Vergabe verzichtet werden. 

3. Leichter Zugang, Zielgruppenorientierung und Kooperation:   
 
Im Rahmen des UPD-Projektes soll zukünftig speziell für vulnerable und schwer er-
reichbare Zielgruppen die persönliche Face-to-Face-Beratung bzw. die regionale Be-
ratung ausgebaut werden. Studien zum Thema Gesundheitskompetenz bestätigen 
auch aktuell die mangelnde Gesundheits- und Entscheidungskompetenz bei vielen äl-
teren Menschen, Männern im mittleren Lebensalter, sozial benachteiligten Menschen 
sowie bei Migrantinnen und Migranten. Verstärkte regionale Abstimmung und Zu-
sammenarbeit mit anderen Beratungsstellen - vor allem in den Bereichen des SGB II, 
V, IX, XI und XII - ist notwendig, um die mit der Abgrenzung der Leistungsbereiche 
einhergehende Verunsicherung der Ratsuchenden zu kompensieren. Für die Umset-
zung dieser auch gesellschaftspolitisch wichtigen Aufgabe, die zur deutlichen Ver-
besserung der gesundheitlichen Versorgung der Betroffenen beitragen kann, sind 
weitere Konzepte und Ressourcen erforderlich. Das Innovationsprojekt der UPD, wel-
ches für die Zielgruppe der sozial benachteiligten Ratsuchenden entwickelt wird, kann 
hier nur einen Anfang darstellen. 

� Ein wesentlicher erster Schritt ist eine enge Verzahnung des Informationsange-
bots der Kooperationspartner mit dem Internetangebot der UPD. 

� Das regionale UPD-Beratungsangebot wird verknüpft mit dem Angebot von Reha-
Servicestellen, Pflegestützpunkten und weiteren Beratungsorganisationen. 

� Ansätze wie die „Beratung in einem (virtuellen) Haus“ oder der Einsatz regionaler 
Teams für mobile Beratung in „schrumpfenden“ Gebieten müssen auch zukünftig 
erprobt bzw. angeboten werden können. 

� Aspekte der zugehenden Beratung müssen weiter entwickelt werden. 
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IV. Fazit und Forderungen 

Die Gesellschafter der UPD gGmbH sprechen sich für die folgenden Anpassungen aus, um 
die Unabhängige Patientenberatung zu konsolidieren und nachhaltig auszubauen: 

1. Ein gutes Beratungsangebot sollte überregionale Elemente wie Kompetenzstellen, 
Hotline und Internetseite vorsehen, aber auch eine ausreichende Anzahl regionaler 
Beratungsstellen, um den Ratsuchenden einen möglichst wohnortnahen Zugang zu 
ermöglichen und die regionalen Besonderheiten zu berücksichtigen. Deshalb ist eine 
Erhöhung der Anzahl der regionalen Beratungsstellen von derzeit 21 mindestens 
auf 31 erforderlich. 

2. Unabhängige Patientenberatung muss in der Regelversorgung ausgebaut werden um 
sicherzustellen, dass für alle Ratsuchenden in Deutschland ein vergleichbares und 
erreichbares Angebot vorgehalten wird. Zur Finanzierung ist eine Pauschalierung 
von jährlich mindestens 0,15 EUR pro Versichertem vorzusehen. Der individuelle An-
spruch der gesetzlich Versicherten auf unabhängige Patientenberatung sollte im Pa-
tientenrechtegesetz oder SGB V ausdrücklich kodifiziert werden. 

3. Um institutionelle Verlässlichkeit sowohl gegenüber den Ratsuchenden als auch 
gegenüber den Akteuren im Gesundheitswesen zu gewährleisten, sollte die Vertrags-
laufzeit von 5 auf 10 Jahre erhöht werden. 

4. Zur Wahrung der gesetzlichen Vorgaben zur Unabhängigkeit und Neutralität sind die 
Neutralität der Patientenberatung, die Unabhängigkeit der beteiligten Organisationen 
und die fachliche und strukturelle Unabhängigkeit von den Finanzmittelgebern zu 
gewährleisten. Hierzu sollte eine entsprechende politische Lösung gefunden werden. 
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